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len danke ich ebenfalls herzlich. 

Die Arbeit wurde von der Friedrich-Naumann-Stiftung mit Mitteln des 
Auswärtigen Amtes gefördert. Bei der Friedrich-Naumann-Stiftung und bei der 
Konrad-Redeker-Stiftung möchte ich mich auch für die Gewährung eines 
Druckkostenzuschusses bedanken. 
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A. Einleitung 

I. Die politischen Parteien in der modernen Demokratie  
und die Parteienfinanzierung  

Die politischen Parteien sind notwendige Elemente der demokratischen par-
lamentarischen Systeme. Sie verleihen dem Volk politische Handlungsfähigkeit 
und fungieren als Mittler zwischen der Bürgergesellschaft und dem Staat. Das 
Grundgesetz hat in Art. 21 die Parteien als verfassungsrechtlich notwendige In-
strumente für die politische Willensbildung des Volkes anerkannt und sie dem 
Kernbestand der Demokratie zugeordnet. 

Mit der Professionalisierung und Kommerzialisierung der Wahlkämpfe und 
der gesamten politischen Tätigkeit sowie mit der Umwandlung der politischen 
Parteien zu Volks- und Wählerparteien erhöht sich ihr Finanzbedarf ständig. 
Die Ausweitung der Parteiaufgaben und die steigenden Kosten moderner Wer-
bung knüpfen den Zusammenhang zwischen den politischen Erfolgen einer 
Partei und ihrer Finanzierung immer enger. Die von den Parteien erwarteten 
Dienstleistungen und Informationsangebote erfordern einen immer höheren 
Aufwand. Der Ausgang der politischen Debatte hängt in immer größerem Maße 
von der materiellen Absicherung der politischen Tätigkeit ab. Eine ausrei-
chende Finanzausstattung der politischen Parteien wird zu einer der wichtigsten 
Voraussetzungen für die effektive Erfüllung ihrer vielseitigen Funktionen. 
Denn Geld gibt den Parteien Kommunikations- und Überzeugungsmacht1. 

Deswegen gehört die Ausgestaltung der Parteienfinanzierung zu den zentra-
len Machtfragen. Die Regelung der Art, Höhe und Weise der Finanzierung po-
litischer Parteien ist in bestimmtem Sinne „Regelung des Machterwerbs“2. Die 
Probleme der Parteienfinanzierung gehören somit zu den wichtigsten Gründen 
für die „Konstitutionalisierung“ politischer Parteien und waren konkreter An-
lass für die Verabschiedung der meisten Parteiengesetze in Europa, einschließ-
lich des deutschen.  

                                                 
1 Tsatsos, Parteienfinanzierung und Verfassung, S. 14.  
2 von Arnim, Die Partei, S. 24.  
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Das Grundgesetz erteilte dem Bundesgesetzgeber in Art. 21 III den Auftrag, 
die für die weitere Regelung der in Art. 21 angesprochenen Sachfragen des Par-
teienrechts, einschließlich der Parteienfinanzierung und der Offenlegung der 
Parteifinanzen, notwendigen Vorschriften zu erlassen. Dieser Auftrag blieb 
lange unerfüllt. Erst nachdem das Bundesverfassungsgericht die auf Grund der 
damaligen Steuer- und Haushaltshaltsgesetzgebung praktizierte staatliche Par-
teienfinanzierung für verfassungswidrig erklärt hatte3, verabschiedete der Bun-
destag 1967 das Gesetz über die politischen Parteien4. Seiner Entstehungsge-
schichte, seinem Inhalt und seiner Entwicklung nach ist es ein „Parteienfinan-
zierungsgesetz“. Die meisten Gesetzesnovellen dienten der Umsetzung bundes-
verfassungsgerichtlicher Urteile, die Probleme der staatlichen und der Spenden-
finanzierung betrafen5. Die Regelung über die Einnahmen der Parteien aus 
Vermögen und aus unternehmerischer Tätigkeit blieb aber immer zurückhal-
tend, auch weil jede Normierung in diesem Bereich gewissermaßen eine Be-
schränkung der Handlungsfreiheit der Parteien bedeuten würde und darüber die 
Betroffenen durch ihre Repräsentanten im Parlament selbst mitentschieden.  

II. Das System der Parteienfinanzierung  

Heute beruht die Parteienfinanzierung6 in Deutschland im Wesentlichen auf 
vier Säulen – den Mitgliedsbeiträgen, den Spenden, der Zuwendung staatlicher 
Mittel und den Einnahmen aus unternehmerischer Tätigkeit und aus Vermögen. 
Diese Hauptquellen der Parteifinanzen bilden ein gemischtes Parteienfinan-
zierungssystem, das sich schon seit längerem etabliert hat. Der Sinn und Zweck 
eines solchen Systems ist es, die Abhängigkeit einer Partei von einer einzelnen 
Finanzquelle zu verhindern und die Funktionsfähigkeit der Parteien zu sichern. 

                                                 
3 BVerfGE 8, 51; 20, 56.  
4 BGBl. I (1967), S. 773.  
5 Zur Entwicklung der Regelung der Parteienfinanzierung sowie der Offenlegung der 

Parteifinanzen im Zusammenspiel zwischen dem Bundesverfassungsgericht und dem 
Gesetzgeber vgl. Boyken, Parteienfinanzierung, S. 59f.; Lovens, APZ 2000, S. 285f.  

6 Der Begriff Parteienfinanzierung ist kein gesetzlicher Begriff und wird nicht immer 
eindeutig definiert. In der Literatur werden auch die Termini „Politikfinanzierung“ – für 
die Bezeichnung aller in den politischen Bereich fließender Gelder, „Parteienfinanzie-
rung im engeren Sinn“ – für die unmittelbare und mittelbare Finanzierung politischer 
Parteien und „Parteienfinanzierung im weiteren Sinn“ – für die Finanzierung auch der 
Fraktionen, der politischen Stiftungen und der Volksvertreter und ihrer Mitarbeiter ver-
wendet. Vgl. Boyken, Parteienfinanzierung, S. 24f.; Bericht 2001, S. 24. In dieser Arbeit 
wird vom engeren Begriff der Parteienfinanzierung ausgegangen. Dennoch werden auch 
die Hilfsorganisationen der Parteien beachtet, vgl. Kapitel B V.  
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Die verschiedenen Finanzquellen müssen immer in Verbindung miteinander, 
eben gerade als System, betrachtet und behandelt werden, weil die rechtliche 
Regelung einer der Quellen immer Auswirkungen auf die Entwicklung der an-
deren hat. Dies findet Ausdruck beispielsweise darin, dass die staatlichen Mittel 
für die Parteien nach geltendem Recht von der Summe der Eigeneinnahmen, 
einschließlich jener aus Vermögen und Unternehmensbeteiligungen, abhängen 
und sie nicht überschreiten dürfen7.  

Die Vermögensbildung und die unternehmerische Tätigkeit haben eine be-
sondere Bedeutung für das Finanzwesen der Parteien. Die parteieigenen Unter-
nehmen können bei der Organisation der Spendenbeschaffung tätig werden so-
wie der Umwegfinanzierung dienen8. Bei stagnierender staatlicher Parteienfi-
nanzierung und der geringen Möglichkeit zur Erhöhung der Einnahmen aus 
Mitgliedsbeiträgen und Spenden kommt den Erträgen aus Vermögen und un-
ternehmerischen Beteiligungen eine erhebliche Bedeutung zu. Ohne eine ge-
naue Kenntnis der Finanzströme parteieigener Unternehmungen kann das Par-
teienfinanzierungssystem in seiner Gesamtheit kaum verstanden werden.  

Die Einkünfte aus Vermögen und wirtschaftlicher Betätigung der Parteien 
stellen die einzige Finanzierungsart im Bereich der privaten Mittelbeschaffung 
dar, die vom politischen Verhalten der Parteien gänzlich unabhängig sein kann. 
Soweit politische Gesichtspunkte für die Wirtschaftlichkeit der Parteiunter-
nehmen keine Rolle spielen, hängt der Erfolg daher auch nicht von der politi-
schen Qualifikation, sondern in erster Linie von den unternehmerischen Fähig-
keiten der jeweiligen Führungspersönlichkeiten ab. Die wirtschaftliche Betäti-
gung ist für die Parteien von besonderer Bedeutung auch deswegen, weil sie 
nicht nur aus kommerziellen Gründen betrieben wird. Durch die Nutzung von 
Vermögen und durch die Unternehmensbeteiligungen in vielen Bereichen, 
überwiegend aber im Medienbereich, zielen die Parteien nicht nur auf wirt-
schaftlichen Erfolg, sondern auch unmittelbar auf politischen Einfluss ab. Bei 
den Medienunternehmen etwa suchen die Parteien mindestens auf Personalent-
scheidungen im Redaktionsbereich Einfluss zu nehmen.  

Somit ist die unternehmerische Tätigkeit ein wichtiges Konkurrenzfeld für 
die Parteien in ihrem Wettbewerb um die politische Macht. Im Hinblick auf die 
regelmäßig auftretenden „Superwahljahre“ mit entsprechenden Bedarfsspitzen 
im Finanzbereich ist es eine durchaus anspruchsvolle und ökonomische Fähig-                                                 

7 Vgl. § 18 V und § 24 IV PartG. Soweit nicht ausdrücklich anders bezeichnet, ver-
stehen sich §§-Angaben in dieser Arbeit als solche des Parteiengesetzes.  

8 Oftmals sorgten Wirtschaftsbetriebe von Parteien in den vergangenen Jahren mit 
fingierten Gutachten, „Geisteranzeigen“ und ähnlichen Geschäften für unrühmliche 
Schlagzeilen. Vgl. Kapitel C.  




